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Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Mancher, Mick, Bur- 
ger und Genossen 
— Drucksache V/2688 — 


Im Einvernehmen mit dem Herrn Bundesminister für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Eorsten sowie dem Herrn Bundesmini- 
ster der Einanzen beantworte ich die oben bezeichnete Kleine 
Anfrage für die Bundesregierung wie folgt: 

1. Trifft es zu, daß auf Grund der Recbtsverordnung zu § 33 BVG 
die selbständigen Landwirte (Schwerbeschädigte und Hinter- 
bliebene) ab 1. Juli 1968 zum Teil erhebliche Kürzungen der 
Ausgleichsrente hinnehmen müssen? 

Die Dritte Verordnung zur Änderung der Verordnung zur 
Durchführung des § 33 des Bundesversorgungsgesetzes vom 
9. November 1967 (BGBL I S. 1133) enthält unter anderem eine 
Änderung der Vorschrift, die für die Eeststellung der Einkünfte 
bestimmter Landwirte maßgebend ist (§ 9 der VO zu § 33 BVG), 
Es trifft zu, daß die Einkünfte der in Betracht kommenden 
Landwirte vom Inkrafttreten der geänderten Vorschrift an 
(1. Juli 1968) höher zu veranschlagen sein werden als nach der 
früher geltenden Vorschrift. Dies führt — wie bei jeder anderen 
Einkommenserhöhung - — im allgemeinen zu einer Kürzung der 
Versorgungsbezüge nach dem Bundesversorgungsgesetz, soweit 
dazu Leistungen gehören, deren Höhe vom Einkommen beein- 
flußt wird. Die genannte Vorschrift bezieht sich nur auf Land- 
wirte, deren Gewinne nach Durchschnittssätzen ermittelt wer- 
den, nicht dagegen auf solche, die ihre Gewinne durch Buch- 
führung nachweisen. 

Die Bundesregierung hat sich bei der Neugestaltung der ge- 
nannten Vorschrift von sozialpolitischen und verfassungsrecht- 
lichen Erwägungen leiten lassen. Sozialpolitisch und verfas- 
sungsrechtlich erschien es nicht mehr vertretbar, den Einsatz an 
Arbeitskraft, Boden und Kapitalgütern bei den betreffenden 
Landwirten weiterhin mit den bisherigen Beträgen zu bewerten, 
die — abgesehen von den am 1. Juni 1960 wirksam gewordenen 
relativ geringfügigen Erhöhungen — praktisch seit 1950 unver- 
ändert geblieben sind. Diese Beträge hatten sich durch die 
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mangelnde Anpassungsfähigkeit der Bewertungsmaßstäbe an 
die allgemeine Einkommensentwicklung so weit von einer 
realen und gerechten Bewertung entfernt, daß eine Gleichbe- 
handlung aller Versorgungsberechtigten nicht mehr gewähr- 
leistet war. 

Unterschiede in der Behandlung ergaben sich sowohl im Ver- 
gleich mit den buchführenden Landwirten als auch mit der 
Gesamtheit aller übrigen Erwerbstätigen. Daß die unterschied- 
liche Behandlung gegenüber den Landwirten, die ihre Gewinne 
durch Buchführung nachweisen, verfassungsrechtlich unzuläs- 
sige Ausmaße angenommen hatte, ist bereits durch ein Urteil 
des Bundesfinanzhofs belegt worden (Urteil vom 5. November 
1965 — IV 11/64 S — BStBl. III S. 601). Dieses Urteil befaßt sich 
zwar mit der Verordnung über die Aufstellung von Durch- 
schnittssätzen für die Ermittlung des Gewinns aus Land- und 
Forstwirtschaft (VOL), jedoch war die im Versorgungsrecht 
angewandte Regelung mit der in der VOL vorgeschriebenen 
weitgehend inhaltsgleich. Die unterschiedliche Behandlung ge- 
genüber anderen Erwerbspersonen wird bereits bei einem Ver- 
gleich mit den Durchschnittsverdiensten landwirtschaftlicher Ar- 
beitnehmer offenkundig. Der Durchschnittsverdiensteines männ- 
lichen Landarbeiters betrug im September 1967 je nach Betriebs- 
größenklasse monatlich 681 DM, 740 DM oder 767 DM und der 
eines landwirtschaftlichen Facharbeiters 855 DM (Statistisches 
Bundesamt, Fachserie M, Reihe 14 — September 1967 — ). Dem- 
gegenüber waren nach der bisherigen Regelung in der VO zu 
§ 33 BVG als Wert der Arbeitsleistung für den Betriebsinhaber 
je nach Einheitswert des Betriebs monatlich 100 DM, 125 DM 
oder 150 DM bei Einheitswerten bis zu 10 000 DM und für je 
weitere 2000 DM Einheitswert rund 8 DM mehr anzusetzen. 
Die an diesen Beispielen deutlich werdende Unterbewertung 
der Arbeitskraft der in Betracht kommenden Landwirte war 
länger nicht mehr zu verantworten, zumal da die von Einkom- 
men beeinflußten Leistungen nach dem Bundesversorgungs- 
gesetz weitgehend nur für solche Versorgungsberechtigte ge- 
dacht sind, die ihren Lebensunterhalt nicht selbst bestreiten 
können. Ein Sozialrentner als Beschädigter mit einer MdE um 
70 vom Hundert verliert beispielsweise den Ausgleichsrentenan- 
spruch bei einer Sozialrente in Höhe von 305 DM; ein vergleich- 
bar beschädigter Landwirt mit einem Betrieb von 10 000 DM 
Einheitswert (etwa 10 Hektar landwirtschaftliche Fläche bei 
einem mittleren Hektarsatz von 1000 DM) erhielte demgegen- 
über noch eine Ausgleichsrente von 114 DM monatlich (wenn 
er verheiratet ist und jährlich 100 DM Pachtzinsen oder sonstige 
Schuldzinsen erbringen muß). 

Das bisherige Bewertungssystem hat außerdem dazu geführt, 
daß die in Betracht kommenden Landwirte bei jeder Novelle 
und jedem Neuordnungsgesetz zum Kriegsopferrecht mehr Vor- 
teile als die anderen Versorgungsberechtigten erlangt haben, 
weil bei ihnen keine vorhergegangenen, durch die Einkommens- 
entwicklung verursachten Rentenkürzungen auszugleichen wa- 
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ren. Damit unterschieden sie sich vor allem von den vielen 
Sozialrentnern, für die die jeweiligen Erhöhungen der Aus- 
gleichsrenten zu einem gewissen Teil nur ein Ausgleichen der 
vorhergegangenen Minderungen dieser Rente bedeuteten. Die- 
se sozialpolitisch nicht mehr vertretbare ungleiche Behandlung 
würde sich bei Fortbestand der bisherigen Regelung infolge des 
neuen, durch das 3. NOG — KOV — geschaffenen Anrechungs- 
systems noch verschärfen. Die alljährliche Anhebung der Tabel- 
lenwerte in den Anrechnungsverordnungen (§ 33 Abs. 6 BVG) 
würde sich bei den nichtbuchführenden Landwirten dahin aus- 
wirken, daß ihre Ausgleichsrente nicht ■ — wie vergleichsweise 
bei den vielen Sozialrentnern — nur stets gleich bliebe, son- 
dern sich sogar ständig erhöhte. 

Die Grundlagen der für die Feststellung des Einkommens der 
betreffenden Landwirte festgesetzten Werte sind in der Be- 
gründung zum Entwurf der Anderungsverordnung (Bundesver- 
sorgungsblatt 1967 S. 142 ff.) eingehend dargestellt. Hieraus sei 
besonders hervorgehoben, daß für das Ausgangsjahr 1967 ein 
sogenannter Grundlohn in Höhe von nur 588 DM angesetzt ist, 
der sich jedoch erst von 10 Hektar selbstbewirtschafteter Fläche 
an voll auswirkt. Abgesehen von dem als „Reinertrag“ veran- 
schlagten Wert wurde zu diesem Betrag lediglich noch ein Be- 
triebsleiterzuschlag zwischen 2,25 DM bis 123,75 DM in Abhän- 
gigkeit vom Einheitswert hinzugerechnet. Der sich aus Grund- 
lohn und Betriebsleiterzuschlag ergebende Betrag stellt den 
Wert der eigenen Arbeitsleistung dar. Bei einem Betrieb mit 
10 Hektar (Hektarsatz 1000 DM) beläuft er sich auf 644 DM. 
Dieser Betrag kann keinesfalls als überhöht angesehen werden, 
zumal da bei der Feststellung des Berufsschadensausgleichs 
und des Schadensausgleichs gegenwärtig mindestens 834 DM, 
meistens aber 1018 DM, als monatliches Durchschnittseinkom- 
men eines Landwirts zugrunde gelegt werden (§ 5 der VO zu 
§ 30 Abs. 3 und 4 BVG). Der besonderen Lage der schwerbeschä- 
digten Landwirte ist daher durch die angesetzten Werte aus- 
reichend Rechnung getragen, wobei noch hinzukommt, daß von 
den als Einkommen festgestellten Beträgen je nach Minderung 
der Erwerbsfähigkeit monatlich 70,90 DM oder 130 DM abzu- 
ziehen sind. 

2. Bejahendenfalls, ist die Bundesregierung bereit, bei den selb- 
ständigen Landwirten, insbesondere in der jetzigen Zeit, Vor- 
sorge zu treffen, daß der Besitzstand bezüglich der Gewährung 
von Ausgleichsrente bis auf weiteres gewahrt wird? 

Die Dritte Verordnung zur Änderung der Verordnung zur 
Durchführung des § 33 BVG ist am 16. November 1967 ver- 
kündet worden und ist mit Wirkung vom 1. Januar 1967 in 
Kraft getreten. Mit Rücksicht auf die zu erwartenden Renten- 
korrekturen ist in Artikel 2 dieser Verordnung bestimmt, daß 
höher anzusetzende Einkünfte der nichtbuchführenden Land- 
wirte nicht vor dem 30. Juni 1968 zu berücksichtigen sind. Der 
hiernach den betreffenden Landwirten für eine Umstellung auf 
veränderte Verhältnisse zur Verfügung stehende Zeitraum ist 
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im Hinblick auf die in der Antwort zur Frage 1 aufgezeigten 
sozialpolitisch nicht mehr vertretbaren Auswirkungen der bis- 
herigen Regelung angemessen. 

3. Ist die Bundesregierung nicht auch der Meinung, daß, wenn die- 
se Verordnung durchgeführt wird, der größte Teil der geschä- 
digten Landwirte und Kriegerwitwen ihre selbständige Land- 
wirtschaft durch Verpachtung oder Übergabe aufgibt? Ist dann 
nicht nur Ausgleichsrente, sondern auch gleichzeitig Berufs- 
schadensausgieich und Schadensausgleich zu bezahlen und in- 
folgedessen eine finanzielle Einsparung nicht zu erzielen? 

Wie aus der Antwort zu Frage 1 zu entnehmen ist, waren für 
die Änderung des § 9 der VO zu § 33 BVG ausschließlich sozial- 
politische und verfassungsrechtliche, nicht dagegen auch finan- 
zielle Erwägungen maßgebend. Mit der eingeleiteten Maßnahme 
ist zu keiner Zeit die Absicht verbunden worden, Einsparungen 
zu erzielen. 

Die Sorge, der größte Teil der beschädigten Landwirte und 
Kriegerwitwen könnte die selbständige Landwirtschaftaufgeben, 
um sich dadurch in den Genuß eines höheren Versorgungsan- 
spruchs zu bringen, erscheint unbegründet. Hunderttausende 
von Kriegsbeschädigten und Kriegerwitwen haben in Vergan- 
genheit und Gegenwart ihren Willen bewiesen, sich ihren Le- 
bensunterhalt im Rahmen des Möglichen durch eigene Arbeit zu 
verdienen und nur im äußersten Notfall die staatliche Hilfe in 
Form der vom Einkommen beeinflußten Leistungen des Bundes- 
versorgungsgesetzes in Anspruch zu nehmen. Nichts spricht 
dafür, daß diese Grundhaltung in der Zukunft allgemein oder 
bei einem bestimmten Personenkreis verlorengehen könnte. 
Ausnahmen von dem den Kriegsopfern zur Ehre gereichenden 
Verhalten sind erfahrungsgemäß selten. Um aber sicherzustel- 
len, daß die Allgemeinheit der Kriegsopfer gegenüber solchen 
Ausnahmen nicht benachteiligt wird, enthält das Versorgungs- 
recht entsprechende Schutzvorschriften (§ 17 Abs. 5 letzter Satz, 
§ 44 Abs. 5 letzter Satz BVG, § 1 Abs. 2 der Verordnung zur 
Durchführung des § 33 des Bundesversorgungsgesetzes und § 9 
Abs. 4 der Verordnung zur Durchführung des § 30 Abs. 3 und 
4 BVG). Danach wirken sich Minderungen des Einkommens, 
die dadurch eintreten, daß ein Versorgungsberechtigter ohne 
verständlichen Grund seine Arbeitskraft nicht in zumutbarem 
Umfang einsetzt oder auf Einnahmemöglichkeiten verzichtet, 
nicht erhöhend auf die Versorgungsbezüge aus. 

Darüber hinaus sind die einkommensabhängigen Leistungen in 
der Kriegsopferversorgung so gestaltet, daß sich die Ausübung 
einer Erwerbstätigkeit im Vergleich zum Rentenbezug immer 
lohnender darstellt. Sollten sich in gewissen Fällen stärkere 
Korrekturen ergeben, so dürften die tatsächlichen Erträgnisse 
der betreffenden Landwirte so groß sein, daß sie in keinem 
Verhältnis zu den möglichen Rentenleistungen stehen. 

Hans Katzer 


4 



